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Änderungsantrag zu PB.Z­01

Von Zeile 46 bis 54:
Die Pandemie hat etliche Defizite bei ihrer Bekämpfung wie unter dem Brennglas offenbart: Faxgeräte im
Dauerbetrieb, fehlendes Personal und überbordende Bürokratie verhindern ein effektives staatliches
Handeln. Unser föderales System ist häufig an seine Grenzen gestoßen. Statt eines schlanken Staates,
brauchen wir mehr Miteinander. Wir brauchen eine bessere Verzahnung der kommunalen, Landes-, Bundes
und Europaebene, einheitliche Strukturen, mehr Agilität und auch Effizienz. Es bedarf eines neuen
Aufbruchs für eine moderne und funktionierende Staatsstruktur für das 21. Jahrhundert. Unser Ziel ist ein
moderner, engagierter Staat, der seinen Bürgerinnen und Bürger auf Augenhöhe begegnet, Transparenz
sicherstellt, (digitale) Beteiligung ermöglicht und lernfähig ist. Er muss sich vor allem für die Schwächsten
in unserer Gesellschaft einsetzen. Die weitere Digitalisierung der Verwaltung und Modernisierung von
Verfahren ist ein zentraler Baustein zum Gelingen dieses Ziels. Für den modernen und engagierten Staat
zentrale Themen wie das E-Governement müssen endlich mit höchster politischer Priorität vorangetrieben
werden. Dabei setzen wir auf ebenso praktikable wie extrem sichere Anwendungen, auf durchgehende
Ende-zu-Ende-Verschlüsselungen und den Einsatz offener Formate und Software, wo es nur geht.
Gleichzeitig gilt es unseren demokratischen Staat auf die Höhe der Zeit zu bringen. Alte Faxgeräte,
fehlendes Personal und überbordende Bürokratie nerven und verhindern, dass es vorangeht. Unser Ziel ist
ein gut funktionierender Staat, pragmatisch und den Menschen zugewandt. Ein Staat, der mit einer
effizienten, zugänglichen Verwaltung in der Lage ist, Krisen zu bewältigen, und das Land voranbringt, der
es Menschen leicht macht, ihren Alltag zu bewältigen und ihre Rechte in Anspruch zu nehmen. Und wir
wollen mit Anstand und Transparenz regieren, bauend auf Gleichberechtigung und kooperativ.
FürGewohnte Traditionen und Prinzipien müssen überdacht werden. Es bedarf mehr Mut zum
Ausprobieren, verbunden mit einer neuen Fehler- und Transparenzkultur. Das große Know-How der
Zivilgesellschaft wollen wir sehr viel stärker einbinden. Unser Ziel ist ein moderner und engagierter Staat,
der mit einer effizienten, zugänglichen Verwaltung transparent, offen und in der Lage ist, Krisen effektiv zu
managen, aber es den Bürgerinnen und Bürgern insgesamt leicht macht, ihren Alltag zu bewältigen und
ihre Rechte in Anspruch zu nehmen. Transparenz, Gleichberechtigung und Barrierefreiheit sind zentrale
Pfeiler für Zusammenhalt in Vielfalt, in einem bürger*innennahen Staat.

Begründung

Unser Staat muss sich verändern, neu erfinden und gewohnte Pfade auch einmal verlassen. Diesen
Aufbruch müsse wir jetzt organisieren, um einen modernen und engagierten Staat zu erreichen, der
digitale Anwendung im Alltag flächendeckend nutzt und den Menschen zuvorkommend und unterstützend
zur Seite steht. Dabei verankern wir Leitprinzipien wie Transparenz und Offenheit auf allen Ebenen.
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